
Öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung vom 10. Oktober 2018                                
Beschlussseite zu TOP 1 

Beschluss:

1. Vor dem Hintergrund des anhaltenden Wachstums und weiteren 

Herausforderungen für die Stadt München wie der Digitalen Transformation 

besteht Fortschreibungsbedarf für das Stadtentwicklungskonzept Perspektive 

München. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, den 

Fortschreibungsprozess der Perspektive München wie in Kapitel 4 dargelegt, 

umzusetzen. 

2. Der Stadtrat nimmt den Entwurf der fünften strategischen Leitlinie „Aktive und 

verantwortungsbewusste digitale Transformation“ zur Kenntnis und beauftragt 

die öffentliche Beteiligung der Stadtgesellschaft in Form von 

Werkstattgesprächen. Die überarbeitete Fassung der Leitlinie wird dem 

Stadtrat zur endgültigen Beschlussfassung vorgelegt. 

3. Das Referat für Informations- und Telekommunikationstechnik wird beauftragt, 

eine fachliche Leitlinie „Digitales München“ (Arbeitstitel) in Zusammenarbeit 

mit den anderen Referaten der Landeshauptstadt München zu erstellen und 

dem Stadtrat vorzulegen sowie in Abstimmung mit dem federführenden 

Direktorium die Integration der Leitlinie "Neue Medien" in diese zu prüfen. 

4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, mit den jeweils 

federführenden Referaten zu prüfen, welche Leitlinien vor dem Hintergrund 

der Fortschreibung der Perspektive München fortzuschreiben bzw. zu 

aktualisieren sind sowie eine Bilanzierung der Leitprojekte vorzunehmen. 

5. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die befristet 

erforderlichen Haushaltsmittel i.H.v. von insgesamt 245.000 Euro, davon 

145.000 € für 2019 und 100.000 € für 2020, im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2019 und 2020 anzumelden. 
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6. Das Produktkostenbudget beim Produkt 38512100 Stadtentwicklungsplanung 

erhöht sich 2019 um 145.000 €, die auch zahlungswirksam sind und 2020 um 

100.000 €, die zahlungswirksam sind. 

7. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Über den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrates 

endgültig entschieden. 


